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- II C 1 Fa - 
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An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

 

V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Fünfte Verordnung zur Änderung der Zweiten Schul-Hygiene-Covid-19-Ver-

ordnung 

 

 

Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin und § 5 des Berliner 
COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes zur Kenntnis zu nehmen, dass die Se-
natsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie im Einvernehmen mit der Senatsver-
waltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung die nachstehende Verordnung er-
lassen hat: 
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Fünfte Verordnung zur Änderung der  

Zweiten Schul-Hygiene-Covid-19-Verordnung 

 

Vom 18. November 2021 

 

Auf Grund des § 2 Satz 1 des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes 

vom 1. Februar 2021 (GVBl. S. 102) und § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 

und § 28a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Gesetzes vom 27. September 2021 (BGBl. I 

S. 4530) geändert worden ist, in Verbindung mit § 39 Absatz 1 und 2 und § 25 der 

Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 15. Juni 2021 

(GVBl. S. 634), die zuletzt durch Verordnung vom 10. November 2021 (GVBl. S. 1222) 

geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 

im Einvernehmen mit der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung:  

 

Artikel 1 

Die Zweite Schul-Hygiene-Covid-19-Verordnung vom 29. Juli 2021 (GVBl. S. 926), die 

zuletzt durch Verordnung vom 1. November 2021 (GVBl. S. 1217) geändert worden 

ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ und 

die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ er-

setzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ er-

setzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ er-

setzt. 

 

2. In § 10 Absatz 2 wird die Angabe „24. November“ durch die Angabe „21. De-

zember“ ersetzt.  

 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-

blatt für Berlin in Kraft.  



 
 

3 
 

A. Begründung:  

 

a) Allgemeines: 

 

Die Verordnung und die mit ihr geregelten Schutz- und Hygienemaßnahmen werden 

weiter aufrechterhalten, um Schülerinnen und Schüler sowie die an den Schulen Be-

schäftigten so gut wie möglich vor einer Infektion mit dem Coronavirus zu schützen.  

Die Sieben-Tage-Inzidenz der Neuinfektionen mit dem Coronavirus in der Alters-

gruppe der Schülerinnen und Schüler liegt über dem Durchschnitt der Gesamtbevöl-

kerung. Auch wenn Kinder und Jugendliche im Durchschnitt weniger von schweren 

Verläufen einer Erkrankung mit dem Coronavirus betroffen sind, kann eine Infektion 

auch für diese Altersgruppe in seltenen Fällen mit schwerwiegenden gesundheitlichen 

Folgen verbunden sein. Nach wie vor gibt es keinen zugelassenen Impfstoff für Kinder 

unter 12 Jahren. Zudem gibt es derzeit keine spezifische Therapie zur Behandlung 

einer Erkrankung mit dem Coronavirus. Aus diesen Gründen ist es weiterhin notwen-

dig, die Ansteckung mit dem Virus in den Schulen so gut wie möglich zu verhindern. 

Infolgedessen ist es erforderlich, die Schutz- und Hygieneregeln in den Schulen auf-

rechtzuerhalten. Die Regelungen dieser Verordnung sind geeignet, erforderlich und 

angemessen, um das Recht der Schülerinnen und Schüler auf Bildung in Form des 

Präsenzunterrichts zu wahren und dabei zugleich die Schülerinnen und Schüler und 

alle an der Schule tätigen Personen so gut wie möglich vor einer Infektion mit dem 

Coronavirus zu schützen. 

Die Geltungsdauer der Verordnung wird aufgrund dieser Erwägungen bis einschließ-

lich 21. Dezember 2021 verlängert. Ferner erfolgen Anpassungen redaktioneller Art, 

die aufgrund der Änderung der Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenver-

ordnung erforderlich sind. 

 

b) Einzelbegründung: 

 

Zu Artikel 1 

  

Zu 1. (§ 3) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen, die aufgrund der Änderungen der Drit-

ten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung erforderlich sind. 

 

Zu 2. (§ 10) 

Die Geltungsdauer der Verordnung wird bis einschließlich 21. Dezember 2021 verlän-

gert. 

Die in der Verordnung geregelten Schutz- und Hygienemaßnahmen sind weiterhin ge-

eignet, die Ausbreitung des Coronavirus auch bei Durchführung des Präsenzbetriebs 

in den Schulen zu verhindern. Ein milderes Mittel zur Verhinderung der Ausbreitung 
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des Virus ist nicht ersichtlich. Um den Unterrichtsbetrieb in der gebotenen Weise si-

cherstellen zu können, sind die geregelten Schutz- und Hygienemaßnahmen weiter 

aufrechtzuerhalten und ist die Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung daher 

im Hinblick auf den gebotenen Infektionsschutz auch nach wie vor angemessen. 

 

 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.
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B. Rechtsgrundlage: 

§ 2 Satz 1 des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Feb-

ruar 2021 (GVBl. S. 102) und § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 

28a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Gesetzes vom 27. September 2021 (BGBl. 

I S. 4530) geändert worden ist, in Verbindung mit § 39 Absatz 1 und 2 und § 25 

der Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 15. Juni 

2021 (GVBl. S. 634), die zuletzt durch Verordnung vom 10. November 2021 (GVBl. 

S. 1222) geändert worden ist. 

 

C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  

 keine 

 

D. Gesamtkosten: 

keine 

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

 keine 

 

F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung:
 

keine 

 

 

Berlin, den 18. November 2021 

 

 

Sandra Scheeres 

Senatorin für Bildung,  

Jugend und Familie 
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Anlage zur Vorlage an das Abgeordnetenhaus 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

 

2. SchulHygCoV-19-VO 2. SchulHygCoV-19-VO 

-alte Fassung - -neue Fassung - 

§ 3 
Testpflicht 

§ 3 
Testpflicht 

(1) Schülerinnen und Schülern ist die 
Teilnahme am Präsenzunterricht, an 
sonstigen pädagogischen Veranstaltun-
gen und Angeboten, an Betreuungsan-
geboten und am Mittagessen in der 
Schule nur gestattet, wenn sie sich ei-
nem angebotenen Test auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 un-
terziehen und das Testergebnis negativ 
ausgefallen ist. Vorgaben zur Häufigkeit 
der Testung werden in dem Musterhygi-
eneplan nach § 5 angepasst an das In-
fektionsgeschehen getroffen. Die Test-
pflicht nach Satz 1 entfällt, wenn ein Fall 
des § 8 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 der 
Dritten SARS-CoV-2-lnfektionsschutz-
maßnahmenverordnung vorliegt; § 8 Ab-
satz 2 der Dritten SARS-CoV-2-lnfekti-
onsschutzmaßnahmenverordnung findet 
Anwendung. Ein negatives Testergebnis 
im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn die 
Schülerin oder der Schüler 

1. in der Schule einen Point-of-Care 
(PoC)-Antigen-Test zur Selbstan-
wendung vornimmt, dessen Er-
gebnis negativ ist, wobei der Test 
unter Aufsicht einer Lehrkraft oder 
einer Mitarbeiterin oder eines Mit-
arbeiters des sonstigen pädagogi-
schen Personals durchzuführen 
ist, oder 

 
2. ein schriftliches oder elektroni-

sches negatives Ergebnis eines 
PCR- oder Point-of-Care (PoC)-
Antigen-Tests vorlegt, das den 
Anforderungen des § 6 Absatz 1 
und 2 der Dritten SARS-CoV-2-In-
fektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung entspricht, wobei eine 
Beauftragung von Schülerinnen 

(1) Schülerinnen und Schülern ist die 
Teilnahme am Präsenzunterricht, an 
sonstigen pädagogischen Veranstaltun-
gen und Angeboten, an Betreuungsan-
geboten und am Mittagessen in der 
Schule nur gestattet, wenn sie sich ei-
nem angebotenen Test auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 un-
terziehen und das Testergebnis negativ 
ausgefallen ist. Vorgaben zur Häufigkeit 
der Testung werden in dem Musterhygi-
eneplan nach § 5 angepasst an das In-
fektionsgeschehen getroffen. Die Test-
pflicht nach Satz 1 entfällt, wenn ein Fall 
des § 8 Absatz 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 
4 der Dritten SARS-CoV-2-lnfektions-
schutzmaßnahmenverordnung vorliegt; 
§ 8 Absatz 2 Absatz 3 der Dritten SARS-
CoV-2-lnfektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung findet Anwendung. Ein negati-
ves Testergebnis im Sinne von Satz 1 
liegt vor, wenn die Schülerin oder der 
Schüler 

1. in der Schule einen Point-of-Care 
(PoC)-Antigen-Test zur Selbstan-
wendung vornimmt, dessen Er-
gebnis negativ ist, wobei der Test 
unter Aufsicht einer Lehrkraft oder 
einer Mitarbeiterin oder eines Mit-
arbeiters des sonstigen pädagogi-
schen Personals durchzuführen 
ist, oder 

 
2. ein schriftliches oder elektroni-

sches negatives Ergebnis eines 
PCR- oder Point-of-Care (PoC)-
Antigen-Tests vorlegt, das den 
Anforderungen des § 6 Absatz 1 
und 2 der Dritten SARS-CoV-2-In-
fektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung entspricht, wobei eine 
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und Schülern, von Erziehungsbe-
rechtigten oder von in einem 
sonstigen persönlichen Nähever-
hältnis zur Schülerin oder zum 
Schüler stehenden Personen 
nicht erlaubt ist. 

3.  

Die Schülerinnen und Schüler müssen 
das Ergebnis des Tests nach Satz 4 
Nummer 1 oder 2 oder den Nachweis, 
dass ein Fall des § 8 Absatz 1 Nummer 1 
bis 4 der Dritten SARS-CoV-2-Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung vorliegt, 
einer Lehrkraft oder einer Mitarbeiterin o-
der einem Mitarbeiter des sonstigen pä-
dagogischen Personals vorlegen. Die 
den Test nach Satz 4 Nummer 1 beauf-
sichtigende Person gilt nach § 6 Ab-
satz 2 Satz 4 der Dritten SARS-CoV-2-
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
als beauftragt, eine Bescheinigung über 
das Ergebnis dieses Tests auszustellen; 
sie hat diese Bescheinigung auf Auffor-
derung der volljährigen Schülerinnen und 
Schüler oder der Erziehungsberechtigten 
minderjähriger Schülerinnen und Schüler 
auszustellen. Für Schülerinnen und 
Schüler, die auf Grund einer Behinde-
rung, einer vergleichbaren Beeinträchti-
gung oder eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs auch unter Anleitung 
keine Selbstanwendung eines Point-of-
Care (PoC)-Antigen-Tests vornehmen 
können, ist der Nachweis über das nega-
tive Ergebnis eines durchgeführten 
Point-of-Care (PoC)-Antigen-Tests zur 
Selbstanwendung durch eine Selbster-
klärung der Erziehungsberechtigten oder 
der volljährigen Schülerinnen und Schü-
ler zu führen oder es ist ein Nachweis 
über ein negatives Testergebnis nach 
Satz 4 Nummer 2 in der Schule vorzule-
gen. In besonders gelagerten Ausnah-
mefällen kann auf einen Nachweis nach 
Satz 7 verzichtet werden. Die Entschei-
dung über das Vorliegen der Vorausset-
zungen des Satzes 7 sowie in den Fällen 
des Satzes 8 trifft die Schulleiterin oder 
der Schulleiter. 

Beauftragung von Schülerinnen 
und Schülern, von Erziehungsbe-
rechtigten oder von in einem 
sonstigen persönlichen Nähever-
hältnis zur Schülerin oder zum 
Schüler stehenden Personen 
nicht erlaubt ist. 

Die Schülerinnen und Schüler müssen 
das Ergebnis des Tests nach Satz 4 
Nummer 1 oder 2 oder den Nachweis, 
dass ein Fall des § 8 Absatz 1 Absatz 2 
Nummer 1 bis 4 der Dritten SARS-CoV-
2-Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung vorliegt, einer Lehrkraft oder einer 
Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter des 
sonstigen pädagogischen Personals vor-
legen. Die den Test nach Satz 4 Num-
mer 1 beaufsichtigende Person gilt nach 
§ 6 Absatz 2 Satz 4 der Dritten SARS-
CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung als beauftragt, eine Bescheini-
gung über das Ergebnis dieses Tests 
auszustellen; sie hat diese Bescheini-
gung auf Aufforderung der volljährigen 
Schülerinnen und Schüler oder der Er-
ziehungsberechtigten minderjähriger 
Schülerinnen und Schüler auszustellen. 
Für Schülerinnen und Schüler, die auf 
Grund einer Behinderung, einer ver-
gleichbaren Beeinträchtigung oder eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs 
auch unter Anleitung keine Selbstanwen-
dung eines Point-of-Care (PoC)-Antigen-
Tests vornehmen können, ist der Nach-
weis über das negative Ergebnis eines 
durchgeführten Point-of-Care (PoC)-An-
tigen-Tests zur Selbstanwendung durch 
eine Selbsterklärung der Erziehungsbe-
rechtigten oder der volljährigen Schüle-
rinnen und Schüler zu führen oder es ist 
ein Nachweis über ein negatives Tester-
gebnis nach Satz 4 Nummer 2 in der 
Schule vorzulegen. In besonders gela-
gerten Ausnahmefällen kann auf einen 
Nachweis nach Satz 7 verzichtet wer-
den. Die Entscheidung über das Vorlie-
gen der Voraussetzungen des Satzes 7 
sowie in den Fällen des Satzes 8 trifft die 
Schulleiterin oder der Schulleiter. 

(2) und (3) unverändert  
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(4) Die Schule verarbeitet die Testergeb-
nisse und den Nachweis, dass ein Fall 
des § 8 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 der 
Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung vorliegt, aus-
schließlich für den schulischen Zweck 
der Aufrechterhaltung des Lehr- und Prä-
senzbetriebs; eine Übermittlung an Dritte 
erfolgt vorbehaltlich von Meldepflichten 
nach dem Infektionsschutzgesetz nicht. 
Das Testergebnis darf vier Wochen auf-
bewahrt werden. Der Nachweis, dass ein 
Fall des § 8 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 der 
Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung vorliegt, darf für 
die Dauer der Geltung des § 3 aufbe-
wahrt werden. Den Testergebnissen im 
Sinne von Satz 1 und 2 stehen schriftli-
che und elektronische Bestätigungen 
nach Absatz 2 gleich. 

(4) Die Schule verarbeitet die Testergeb-
nisse und den Nachweis, dass ein Fall 
des § 8 Absatz 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 
4 der Dritten SARS-CoV-2-Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung vorliegt, 
ausschließlich für den schulischen 
Zweck der Aufrechterhaltung des Lehr- 
und Präsenzbetriebs; eine Übermittlung 
an Dritte erfolgt vorbehaltlich von Melde-
pflichten nach dem Infektionsschutzge-
setz nicht. Das Testergebnis darf vier 
Wochen aufbewahrt werden. Der Nach-
weis, dass ein Fall des § 8 Absatz 1 Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 4 der Dritten SARS-
CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung vorliegt, darf für die Dauer der 
Geltung des § 3 aufbewahrt werden. Den 
Testergebnissen im Sinne von Satz 1 
und 2 stehen schriftliche und elektroni-
sche Bestätigungen nach Absatz 2 
gleich. 

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Schul-Hygiene-Covid-19-Verord-
nung vom 24. November 2020 (GVBl. 
S. 894), die zuletzt durch Verordnung 
vom 14. Juli 2021 (GVBl. S. 882) geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 
24. November 2021 außer Kraft. 

 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Schul-Hygiene-Covid-19-Verord-
nung vom 24. November 2020 (GVBl. 
S. 894), die zuletzt durch Verordnung 
vom 14. Juli 2021 (GVBl. S. 882) geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 
24. November 21. Dezember 2021 au-
ßer Kraft. 

 

 


